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(Nr. 2374) Grundbuchordnung. Vom 24. März 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ı. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


§. 1. 


Die Grundbücher werden von den Grundbuchämtern geführt. 
Die Einrichtung der Bücher beſtimmt ſich nach den Anordnungen der 
Landesjuſtizverwaltung, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetze geregelt iſt. 


F. 2. 
Die Grundbücher ſind für Bezirke einzurichten. 
Die Bezeichnung der Grundſtücke erfolgt in den Büchern nach einem amt⸗ 
lichen Verzeichniß, in welchem die Grundſtücke unter Nummern oder Buchſtaben 
aufgeführt find. Die Einrichtung des Verzeichniſſes wird durch landesherrliche 
Verordnung beſtimmt. 
3۷ 
Jedes Grundſtück erhält im Grundbuch eine befondere Stelle Grundbuch⸗ 
blatt). Das Grundbuchblatt iſt für das Grundſtück als das Grundbuch im 
Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzuſehen. 
Reichd⸗Geſetzbl. 1897. 209 


Ausgegeben zu Berlin den 3. April 1897. 
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§. 4. 
Ueber mehrere Grundſtücke desſelben Eigenthümers, die im Bezirke des⸗ 
ſelben Grundbuchamts belegen ſind, kann ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt 
geführt werden, ſolange hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. 


§. 5. 

Ein Grundſtück fol nur dann einem anderen Grundſtück als Beſtandtheil 
zugeſchrieben oder mit ihm vereinigt werden, wenn hiervon Verwirrung nicht zu 
beſorgen iſt. 

$. 6. 

Soll ein Grundſtückstheil mit einem Rechte belaſtet werden, ſo iſt er von 
dem Grundſtück abzuſchreiben und als ſelbſtändiges Grundſtück einzutragen. Iſt 
das Recht eine Dienſtbarkeit oder eine Reallaſt, ſo kann die Abſchreibung unter⸗ 
bleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. 


§. 1. 

Iſt auf dem Blatte eines Grundſtücks ein Erbbaurecht eingetragen, fo iſt 
auf Antrag für dieſes Recht ein beſonderes Grundbuchblatt anzulegen. Die An- 
legung erfolgt von Amtswegen, wenn das Recht veräußert oder belaſtet werden ſoll. 

Die Anlegung wird auf dem Blatte des Grundſtücks vermerkt. 


§. 8. 

Rechte, die dem jeweiligen Eigenthümer eines Grundſtücks zuſtehen, ſind 
auf Antrag auch auf dem Blatte dieſes Grundſtücks zu vermerken. Antrags⸗ 
berechtigt iſt der Eigenthümer des Grundſtücks ſowie Jeder, deſſen Zuſtimmung 
nach §. 876 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Aufhebung des Rechtes 
erforderlich iſt. 

Der Vermerk iſt von Amtswegen zu berichtigen, wenn das Recht geändert 
oder aufgehoben wird. 

wi 


Urkunden, auf die eine Eintragung ſich gründet oder Bezug nimmt, find 
von dem Grundbuchamt aufzubewahren. Die Herausgabe einer ſolchen Urkunde 
darf nur erfolgen, wenn ſtatt der Urkunde eine beglaubigte Abſchrift auf⸗ 
bewahrt wird. 

Iſt über das einer Eintragungsbewilligung zu Grunde liegende Rechts⸗ 
geſchäft eine Urkunde errichtet, ſo können die Betheiligten die Urkunde oder eine 
beglaubigte Abſchrift dem Grundbuchamte zur Aufbewahrung übergeben. 


$. 10. 
Eine Eintragung in das Grundbuch iſt nicht aus dem Grunde unwirkſam, 
weil ein Grundbuchbeamter fie bewirkt hat, der von der Mitwirkung bei der Gite 
tragung kraft Geſetzes oder in Folge einer Ablehnung ausgeſchloſſen iſt. 
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511. 

Die Einſicht des Grundbuchs iſt Jedem geſtattet, der ein berechtigtes 
Intereſſe darlegt. Das Gleiche gilt von Urkunden, auf die im Grundbuche zur 
Ergänzung einer Eintragung Bezug genommen iſt, ſowie von den noch nicht 
erledigten Eintragungsanträgen. 

Soweit die Einſicht des Grundbuchs, der im Abſ. 1 bezeichneten Urkunden 
und der noch nicht erledigten Eintragungsanträge geſtattet iſt, kann eine Abſchrift 
gefordert werden; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu beglaubigen. 


. 

Verletzt ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm obliegende 
Amtspflicht, fo trifft den Betheiligten gegenüber die im F. 839 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten den Staat oder 
die Körperſchaft, in deren Dienſte der Beamte ſteht. Das Recht des Staates 
oder der Körperſchaft, von dem Beamten Erſatz zu verlangen, bleibt unberührt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Eintragungen in das Grundbuch. 


l 
Eine Eintragung ſoll, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt, nur 
auf Antrag erfolgen. Der Zeitpunkt, in welchem ein Antrag bei dem Grund— 
buchamt eingeht, ſoll auf dem Antrage genau vermerkt werden. 
Antragsberechtigt iſt Jeder, deſſen Recht von der Eintragung betroffen wird 
oder zu deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll. 


$. 14. 

Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Berechtigten 
darf auch von demjenigen beantragt werden, welcher auf Grund eines gegen den 
Berechtigten vollſtreckbaren Titels eine Eintragung in das Grundbuch verlangen 
kann, ſofern die Zuläſſigkeit dieſer Eintragung von der vorgängigen Berichtigung 
des Grundbuchs abhängt. 

F. 15. 

Iſt die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem Notar be⸗ 
urkundet oder beglaubigt, fo gilt dieſer als ermächtigt, im Namen eines Antrags- 
berechtigten die Eintragung zu beantragen. 


F. 16. 
Einem Eintragungsantrage, deſſen Erledigung an einen Vorbehalt geknüpft 
wird, fol nicht ſtattgegeben werden. 
erden mehrere Eintragungen beantragt, fo kann von dem Antragſteller 
beſtimmt werden, daß die eine Eintragung nicht ohne die andere erfolgen ſoll. 
29 
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0 

Werden mehrere Eintragungen beantragt, durch die dasſelbe Recht betroffen 
wird, ſo darf die ſpäter beantragte Eintragung nicht vor der Erledigung des 
früher geſtellten Antrags erfolgen. 

§. 18. 

Steht einer beantragten Eintragung ein Hinderniß entgegen, fo hat das 
Grundbuchamt entweder den Antrag unter Angabe der Gründe zurückzuweiſen 
oder dem Antragſteller eine angemeſſene Friſt zur Hebung des Hinderniſſes zu 
beſtimmen. Im letzteren Falle iſt der Antrag nach dem Ablaufe der Friſt 
zurückzuweiſen, wenn nicht inzwiſchen die Hebung des Hinderniſſes nachgewieſen ift. 

Wird vor der Erledigung des Antrags eine andere Eintragung beantragt, 
durch die dasſelbe Recht betroffen wird, ſo iſt zu Gunſten des früher geſtellten 
Antrags von Amtswegen eine Vormerkung oder ein Widerſpruch einzutragen; 
die Eintragung gilt im Sinne des $. 17 als Erledigung dieſes Antrags. Die 
Vormerkung oder der Widerſpruch wird von Amtswegen gelöſcht, wenn der früher 
geſtellte Antrag zurückgewieſen wird. 

SO 

Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige fie bewilligt, deſſen Recht von 
ihr betroffen wird. 

§. 20. 

Im Falle der Auflaffung eines Grundſtücks ſowie im Falle der Beſtellung 
oder Uebertragung eines Erbbaurechts darf die Eintragung nur erfolgen, wenn 
die erforderliche Einigung des Berechtigten und des anderen Theiles erklärt iſt. 


8 

Steht ein Recht, das durch die Eintragung betroffen wird, dem jeweiligen 
Eigenthümer eines Grundſtücks zu, ſo bedarf es der Bewilligung derjenigen, 
deren Zuſtimmung nach F. 876 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Auf⸗ 
hebung des Rechtes erforderlich iſt, nur dann, wenn das Recht auf dem Blatte 
des Grundſtücks vermerkt iſt. 

§. 22. 

Jur Berichtigung des Grundbuchs bedarf es der Bewilligung desjenigen, 
deſſen Recht von der Berichtigung betroffen wird, nicht, wenn die Unrichtigkeit 
nachgewieſen wird. Dies gilt insbeſondere für die Eintragung oder Löſchung 
einer Verfügungsbeſchränkung. 

Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigenthümers 
oder eines Erbbauberechtigten darf, ſofern nicht der Fall des $. 14 vorliegt, nur 
mit Zuſtimmung des Eigenthümers oder des Erbbauberechtigten erfolgen. 


§. 23. 


Ein Recht, das auf die Lebenszeit des Berechtigten beſchränkt iſt, darf nach 
deſſen Tode, falls Rückſtände von Leiſtungen nicht ausgeſchloſſen ſind, nur mit 
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Bewilligung des Rechtsnachfolgers gelöſcht werden, wenn die Löſchung vor dem 
Ablauf eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten erfolgen ſoll oder wenn 
der Rechtsnachfolger der Löſchung bei dem Grundbuchamte widerſprochen hat; 
der Widerſpruch iſt von Amtswegen in das Grundbuch einzutragen. Iſt der 
Berechtigte für todt erklärt, ſo beginnt die einjährige Friſt mit der Erlaſſung des 
die Todeserklärung ausſprechenden Urtheils. 

Der im Abſ. 1 vorgeſehenen Bewilligung des Rechtsnachfolgers bedarf es 
nicht, wenn im Grundbuch eingetragen iſt, daß zur Löſchung des Rechtes der 
Nachweis des Todes des Berechtigten genügen ſoll. 


F. 24. 
Die Vorſchriften des §. 23 finden entſprechende Anwendung, wenn das 


Recht mit der Erreichung eines beſtimmten Lebensalters des Berechtigten oder mit 
dem Eintritt eines ſonſtigen beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes erliſcht. 
F. 25. 

Iſt eine Vormerkung oder ein Widerſpruch auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung eingetragen, ſo bedarf es zur Löſchung nicht der Bewilligung des 
Berechtigten, wenn die einſtweilige Verfügung durch eine vollſtreckbare Entſcheidung 
aufgehoben iſt. Dieſe Vorſchrift findet entſprechende Anwendung, wenn auf 
Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urtheils nach den Vorſchriften der Civile 
prozeßordnung eine Vormerkung oder ein Widerſpruch eingetragen iſt. 


AQ! 

Soll die Uebertragung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, 
über die ein Brief ertheilt iſt, eingetragen werden, ſo genügt es, wenn an Stelle 
der Eintragungsbewilligung die Abtretungserklärung des bisherigen Gläubigers 
vorgelegt wird. 

Dieſe Vorſchrift findet entſprechende Anwendung, wenn eine Belaſtung der 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld oder die Uebertragung oder Belaſtung 
einer Forderung, für die ein eingetragenes Recht als Pfand haftet, eingetragen 
werden ſoll. 

N 
Cine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld darf nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Eigenthümers des Grundſtücks gelöſcht werden. 

Ein Recht, mit dem eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld 
belaſtet iſt, darf nur mit Zuſtimmung desjenigen gelöſcht werden, welchem die 
Hypothek, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld zuſteht. Für eine Löſchung, 
die zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgen ſoll, iſt die Zuſtimmung nicht 
erforderlich, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. 

§. 28. 


Ifn der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine ſolche nicht erforderlich 
iſt, in dem Eintragungsantrag iſt das Grundſtück übereinſtimmend mit dem Grunde 
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buch oder durch Hinweiſung auf das Grundbuchblatt zu bezeichnen. Einzutragende 
Geldbeträge ſind in Reichswährung anzugeben. 


§. 29. 
Eine Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn die Eintragungsbewilligung oder die 


ſonſtigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor dem Grundbuchamte 
zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nachgewieſen werden. Andere Vorausetzungen der Eintragung bedürfen, ſoweit 
ſie nicht bei dem Grundbuchamt offenkundig ſind, des Nachweiſes durch öffentliche 
Urkunden. 

§. 30. 


Für den Eintragungsantrag ſowie für die Vollmacht zur Stellung eines 
ſolchen gelten die Vorſchriften des $. 29 nur, wenn durch den Antrag zugleich 
eine zu der Eintragung erforderliche Erklärung erſetzt werden ſoll. 


s 
Wird im Falle der Auflaſſung eines Grundſtücks ſowie im Falle der 


Beſtellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts die erforderliche Einigung des 
Berechtigten und des anderen Theiles durch Bevollmächtigte vor dem Grundbuch- 
amt erklärt, ſo iſt die Vollmacht ſtempelfrei, wenn das der Einigung zu Grunde 
liegende Rechtsgeſchäft von einem Notar beurkundet und die Vollmacht in der 
Urkunde ertheilt iſt. 


§. 32. 


Erklärungen, durch die ein Eintragungsantrag zurückgenommen oder eine 
zur Stellung des Eintragungsantrags ertheilte Vollmacht widerrufen wird, 
bedürfen der im §. 29 Saß 1 vorgeſchriebenen Form. 


Fer 
Der Nachweis, daß der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft aus den im 


Handelsregiſter eingetragenen Perſonen beſteht, wird durch ein Zeugniß des 
Gerichts über die Eintragung geführt. 

Das Gleiche gilt von dem Nachweiſe der Befugniß zur Vertretung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien oder einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 


§. 34. 


Der Nachweis, daß zwiſchen Ehegatten Gütertrennung oder ein vertrags⸗ 
mäßiges Güterrecht beſteht oder daß ein Gegenſtand zum Vorbehaltsgut eines 
Ehegatten gehört, wird durch ein Zeugniß des Gerichts über die Eintragung des 
güterrechtlichen Verhältniſſes im Güterrechtsregiſter geführt. 
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$. 35. 


Iſt in den Fällen der $$. 33, 34 das Grundbuchamt zugleich das Regiſter⸗ 
gericht, ſo genügt ſtatt des Zeugniſſes die Bezugnahme auf das Regiſter. 


$. 36. 

Der Nachweis der Erbfolge kann nur durch einen Erbſchein geführt werden. 
Beruht jedoch die Erbfolge auf einer Verfügung von Todeswegen, die in einer 
öffentlichen Urkunde enthalten iſt, ſo genügt es, wenn an Stelle des Erbſcheins 
die Verfügung und das Protokoll über die Eröffnung der Verfügung vorgelegt 
werden; erachtet das Grundbuchamt die Erbfolge durch dieſe Urkunden nicht für 
nachgewieſen, ſo kann es die Vorlegung eines Erbſcheins verlangen. 

Das Beſtehen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſowie die Befugniß eines 
Teſtamentsvollſtreckers zur Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand iſt nur auf 
Grund der in den §§. 1507, 2368 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen 
Zeugniſſe als nachgewieſen anzunehmen; auf den Nachweis der Befugniß des 
Teſtamentsvollſtreckers finden jedoch die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 2 entſprechende 
Anwendung. 

al 

Soll bei einer zu einem Nachlaſſe gehörenden Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld einer von mehreren Erben als neuer Gläubiger eingetragen werden, 
ſo genügt zum Nachweiſe der Erbfolge und der Eintragungsbewilligung der Erben 
ein Zeugniß des Nachlaßgerichts. 

Das Zeugniß darf nur ausgeſtellt werden, wenn die Vorausſetzungen für 
die Ertheilung eines Erbſcheins vorliegen und die Erklärungen der Erben vor 
dem Nachlaßgerichte zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunden nachgewieſen ſind. 


$. 38. 

Die Vorſchriften des §. 37 finden entſprechende Anwendung, wenn bei 
einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, die zu dem Geſammtgut einer 
ehelichen Gütergemeinſchaft oder einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört, ein 
Betheiligter, auf den das Recht bei der Auseinanderſetzung übertragen iſt, als 
neuer Gläubiger eingetragen werden ſoll. 


8 99. 
N In den Fällen, in denen nach geſetzlicher Vorſchrift eine Behörde befugt 
iſt, das Grundbuchamt um eine Eintragung zu erſuchen, erfolgt die Eintragung 
auf Grund des Erſuchens der Behörde. 


F. 40. 
Eine Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn derjenige, deſſen Recht durch fie 
betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen if. 
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Bei einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, über die ein Brief 
ertheilt iſt, ſteht es der Eintragung des Gläubigers gleich, wenn dieſer ſich im 
Beſitze des Briefes befindet und ſein Gläubigerrecht nach §. 1155 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs nachweiſt. 


$. 41. 


Iſt derjenige, deſſen Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe des 
eingetragenen Berechtigten, ſo findet die Vorſchrift des §. 40 Abſ. 1 keine An⸗ 
wendung, wenn die Uebertragung oder die Aufhebung des Rechtes eingetragen 
werden ſoll oder wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung des ۰۶ 
laſſers oder eines Nachlaßpflegers oder durch einen gegen den Erblaſſer oder den 
Nachlaßpfleger vollſtreckbaren Titel begründet wird. 

Das Gleiche gilt für eine Eintragung auf Grund der Bewilligung eines 
Teſtamentsvollſtreckers oder auf Grund eines gegen dieſen vollſtreckbaren Titels, 
ſofern die Bewilligung oder der Titel gegen den Erben wirkſam iſt. 


§. 42. 


Bei einer Hypothek, über die ein Brief ertheilt iſt, ſoll eine Eintragung 
nur erfolgen, wenn der Brief vorgelegt wird. Für die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs bedarf es der Vorlegung nicht, wenn die Eintragung durch eine einft- 
weilige Verfügung angeordnet iſt und der Widerſpruch ſich darauf gründet, daß 
die Hypothek oder die Forderung, für welche ſie beſtellt iſt, nicht beſtehe oder 
einer Einrede unterliege oder daß die Hypothek unrichtig eingetragen ſei. 

Der Vorlegung des Hypothekenbriefs ſteht es gleich, wenn in den Fällen 
der ٩٩. 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund des Aus⸗ 
ſchlußurtheils die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt wird. Soll die Er⸗ 
theilung des Briefes nachträglich ausgeſchloſſen oder die Hypothek gelöſcht werden, 
ſo genügt die Vorlegung des Ausſchlußurtheils. 


F. 43. 


Die Vorſchriften des F. 42 finden auf die Grundſchuld und die Renten⸗ 
ſchuld entſprechende Anwendung. Iſt jedoch das Recht für den Inhaber des 
Briefes eingetragen, ſo bedarf es der Vorlegung des Briefes nur dann nicht, 
wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung eines nach $. 1189 des 
Bürgerlichen Geſeßzbuchs beſtellten Vertreters oder durch eine gegen ihn erlaſſene 
gerichtliche Entſcheidung begründet wird. 


$. 44. 

Bei einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber, aus einem Wechſel oder einem anderen Papiere, das durch ns 
doſſament übertragen werden kann ſoll eine Eintragung nur erfolgen, wenn die 
Urkunde vorgelegt wird, die Eintragung iſt auf der Urkunde zu vermerken. 
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Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn eine Eintragung auf Grund 
der Bewilligung eines nach $. 1189 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellten Bers 
treters oder auf Grund einer gegen dieſen erlaſſenen gerichtlichen Entſcheidung 
bewirkt werden ſoll. 

$. 45. 


Jede Eintragung ſoll den Tag, an welchem ſie erfolgt iſt, angeben und 
mit der Unterſchrift des Grundbuchbeamten verſehen werden. 


§. 46. 


Sind in einer Abtheilung des Grundbuchs mehrere Eintragungen zu Dec 
wirken, ſo erhalten ſie die Reihenfolge, welche der Zeitfolge der Anträge ent— 
ſpricht; ſind die Anträge gleichzeitig geſtellt, ſo iſt im Grundbuche zu vermerken, 
daß die Eintragungen gleichen Rang haben. 

Werden mehrere Eintragungen, die nicht gleichzeitig beantragt ſind, in 
verſchiedenen Abtheilungen unter Angabe desſelben Tages bewirkt, ſo iſt im 
Grundbuche zu vermerken, daß die ſpäter beantragte Eintragung der früher 
beantragten im Range nachſteht. 

Dieſe Vorſchriften finden inſoweit keine Anwendung, als ein Rangverhältniß 
nicht beſteht oder das Rangverhältniß von den Antragſtellern abweichend be 
ſtimmt iſt. 

§. 47. 


Die Löſchung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeſchränkung erfolgt 
durch Eintragung eines Löſchungsvermerkes. 

Wird bei der Uebertragung eines Grundſtücks oder eines Grundſtückstheils 
auf ein anderes Blatt ein eingetragenes Recht nicht mitübertragen, ſo gilt es in 
Anſehung des Grundſtücks oder des Theiles als gelöſcht. 


$. 48. 

۱ Soll ein Recht für Mehrere gemeinfchaftlich eingetragen werden, fo ۱ 
die Eintragung in der Weife erfolgen, daß entweder die Antheile der Berechtigten 
in Bruchtheilen angegeben werden oder das für die Gemeinſchaft maßgebende 
Rechtsverhältniß bezeichnet wird. 

$. 49. 


Werden mehrere Grundſtuͤcke mit einem Rechte belaſtet, fo it auf dem 
Blatte jedes Grundſtücks die Mitbelaſtung der übrigen von Amtswegen erkennbar 
zu machen. Das Gleiche gilt, wenn mit einem an einem Grundftüde beſtehenden 
Rechte nachträglich noch ein anderes Grundſtück belaſtet oder wenn im Falle der 
Uebertragung eines Grundſtückstheils auf ein anderes Grundbuchblatt ein ein- 
getragenes Recht mitübertragen wird. 

Soweit eine Mitbelaſtung erliſcht, iſt dies von Amtswegen zu vermerken. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1897. 30 


کس لا u‏ 


F. 50. 


Werden Dienftbarkeiten und Reallaſten als Leibgedinge, Leibzucht, Alten⸗ 
theil oder Auszug eingetragen, ſo bedarf es nicht der Bezeichnung der einzelnen 
Rechte, wenn auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen wird. 


F. 51. 


Bei der Eintragung einer Hypothek für Theilſchuldverſchreibungen auf den 
Inhaber genügt es, wenn der Geſammtbetrag der Hypothek unter Angabe der 
Anzahl, des Betrags und der Bezeichnung der Theile eingetragen wird. 

Dieſe Vorſchrift findet entſprechende Anwendung, wenn eine Grundſchuld 
oder eine Rentenſchuld für den Inhaber des Briefes eingetragen und das Recht 
in Theile zerlegt werden ſoll. 

Wa 


Bei der Eintragung eines Vorerben ift zugleich das Recht des Nacherben 
und, ſoweit der Vorerde von den Beſchränkungen feines Verfügungsrechts befreit 
iſt, auch die Befreiung von Amtswegen einzutragen. 


Sr 58 
Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt, fo ift dies bei der Eintragung des 
Erben von Amtswegen miteinzutragen, es ſei denn, daß der Nachlaßgegenſtand 
der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers nicht unterliegt. 


$. 54. 

Ergiebt ſich, daß das Grundbuchamt unter Verletzung geſetzlicher Bors 
ſchriften eine Eintragung vorgenommen hat, durch die das Grundbuch unrichtig 
geworden iſt, ſo iſt von Amtswegen ein Widerſpruch einzutragen. Erweiſt ſich 
eine Eintragung nach ihrem Inhalt als unzuläſſig, fo iſt fie von Amtswegen 
zu löſchen. 

Bei einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld bedarf es 
zur Eintragung eines Widerſpruchs der Vorlegung des Briefes nicht, wenn der 
Widerſpruch den im F. 42 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Inhalt hat. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift findet keine Anwendung, wenn der Grundſchuld- oder Rentenſchuldbrief 
auf den Inhaber ausgeſtellt iſt. 


F. 55. 


Jede Eintragung ſoll dem Antragſteller und dem eingetragenen Eigen⸗ 
thümer ſowie im Uebrigen allen aus dem Grundbuch erſichtlichen Perſonen bekannt 
gemacht werden, zu deren Gunſten die Eintragung erfolgt iſt oder deren Recht 
durch ſie betroffen wird. Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden. 
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Dritter Abſchnitt. 
Hypotheken-, Grundſchuld⸗, Rentenſchuldbrief. 


F. 56. 


Der Hypothekenbrief wird von dem Grundbuchamt ertheilt. Er muß die 
Bezeichnung als Hypothekenbrief enthalten, den Geldbetrag der Hypothek und das 
belaſtete Grundſtück bezeichnen ſowie mit Unterſchrift und Siegel verſehen ſein. 


§. 57. 


Der Hypothekenbrief ſoll die Nummer des Grundbuchblatts angeben und 

einen Auszug aus dem Grundbuch enthalten. 

In den Auszug ſollen aufgenommen werden: 

1. die Bezeichnung des Grundſtücks nach dem Inhalte des Grundbuchs; 

2. die Bezeichnung des Eigenthümers; 

3. der Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen und, ſoweit 
zur Ergänzung einer Eintragung auf eine Urkunde Bezug genommen 
iſt, auch der Inhalt dieſer Urkunde; im Falle des ٩. 1115 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs braucht der Inhalt der Satzung nicht auf 
genommen zu werden; 

4. die kurze Bezeichnung des Inhalts der Eintragungen, welche der 
Hypothek im Range vorgehen oder gleichſtehen. 

Der Auszug iſt auf Antrag zu ergänzen, wenn ſich der Inhalt des Grund» 

buchs ändert. 
$. 58. 


Iſt eine Urkunde über die Forderung, für welche eine Hypothek befteht, 
ausgeſtellt, ſo ſoll die Urkunde mit dem Hypothekenbriefe verbunden werden. 
Erſtreckt ſich der Inhalt der Urkunde auch auf andere Angelegenheiten, ſo genügt 
es, wenn ein öffentlich beglaubigter Auszug aus der Urkunde mit dem Hypotheken⸗ 
brlefe verbunden wird. 

In den Fällen des Abſ. 1 unterbleibt die im §. 57 Abſ. 2 Nr. 3 vor 
geſehene Aufnahme des Inhalts der Urkunde in den او‎ 

Zum Nachweiſe, daß eine Schuldurkunde nicht ausgeſtellt iſt, genügt eine 
darauf gerichtete Erklärung des Eigenthümers. 


$. 59. 


Ueber eine Geſammthypothek fol nur ein Hypothekenbrief ertheilt werden. 
Sind die belaſteten Grundſtücke in den Bezirken verſchiedener Grundbuch 
ämter belegen, ſo ſoll jedes Amt für die Grundſtücke ſeines Bezirkes einen be⸗ 
ſonderen Brief ertheilen; die Briefe ſind mit einander zu verbinden. 
30* 
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$. 60. 


Der Hypothekenbrief iſt dem Eigenthümer des Grundſtücks im Falle der 
nachträglichen Ertheilung dem Gläubiger auszuhändigen. 

Auf eine abweichende Beſtimmung des Eigenthümers oder des Gläubigers 
findet die Vorſchrift des . 29 Satz 1 entſprechende Anwendung. 


§. 61. 

Ein Theilhypothekenbrief kann von dem Grundbuchamt, einem Gericht oder 
einem Notar hergeſtellt werden. 

Der Theilhypothekenbrief muß die Bezeichnung als Theilhypothekenbrief 
ſowie eine beglaubigte Abſchrift der im $. 56 Satz 2 vorgeſehenen Angaben des 
bisherigen Briefes enthalten, den Theilbetrag der Hypothek, auf den er ſich be⸗ 
zieht, bezeichnen ſowie mit Unterſchrift und Siegel verſehen fein. Er ſoll außer⸗ 
dem eine beglaubigte Abſchrift der ſonſtigen Angaben des bisherigen Briefes und 
der auf dieſem befindlichen Vermerke enthalten. Eine mit dem bisherigen Briefe 
verbundene Schuldurkunde ſoll in beglaubigter Abſchrift mit dem Theilhypotheken⸗ 
briefe verbunden werden. 

Die Herſtellung des Theilhypothekenbriefs ſoll auf dem bisherigen Briefe 
vermerkt werden. 

$. 62, 

Eintragungen, die bei der Hypothek erfolgen, find von dem Grundbuchamt 
auf dem Hypothekenbriefe zu vermerken, der Vermerk ift mit Unterſchrift und 
Siegel zu verſehen. 

In den Fällen des F. 54 Abſ. 1 hat das Grundbuchamt den Beſitzer des 
Briefes zur Vorlegung anzuhalten. In gleicher Weiſe hat es, wenn in den 
Fällen des ٩, 42 Abſ. 1 Satz 2 und des §. 54 Abſ. 2 der Brief nicht vorgelegt 
iſt, zu verfahren, um nachträglich den Widerſpruch auf dem Briefe zu vermerken. 


$. 63. 

Wird nach der Ertheilung eines Hypothekenbriefs mit der Hypothek noch 
ein anderes, in dem Bezirke desſelben Grundbuchamts belegenes Grundſtück 
belaſtet, ſo iſt, ſofern nicht die Ertheilung eines neuen Briefes über die Geſammt⸗ 
hypothek beantragt wird, die Mitbelaſtung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken 
und zugleich der Inhalt des Briefes in Anſehung des anderen Grundſtücks nach 
٩. 57 zu ergänzen. 

$. 64. 

Im Falle der Vertheilung einer Geſammthypothek auf die einzelnen Grund⸗ 

ſtücke iſt für jedes Grundſtück ein neuer Brief zu ertheilen. 


$. 65. 


„Tritt nach g. 1177 Abs. 1 oder nach §. 1198 des Bürgerlichen ۵ 
eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an die Stelle der Hypothek, ſo iſt, 


کڪ 1191 ج 


ſofern nicht die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt wird, die Eintragung 
der Rechtsänderung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken und eine mit dem 
Briefe verbundene Schuldurkunde abzutrennen. 

Das Gleiche gilt, wenn nach F. 1180 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an die 
Stelle der Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, eine andere Forderung 
geſetzt wird. 

$. 66. 


Stehen einem Gläubiger mehrere Hypotheken zu, die gleichen Rang haben 
oder im Range unmittelbar auf einander folgen, ſo iſt ihm auf ſeinen Antrag 
mit Zuſtimmung des Eigenthümers über die mehreren Hypotheken ein Hypotheken⸗ 
brief in der Weiſe zu ertheilen, daß der Brief die ſämmtlichen Hypotheken umfaßt. 


§. 67. 
Einem Antrage des Berechtigten auf Ertheilung eines neuen Briefes iſt 
ſtattzugeben, wenn der bisherige Brief oder in den Fällen der $$. 1162, 1170, 
1171 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Ausſchlußurtheil vorgelegt wird. 


$. 68. 

Wird ein neuer Brief ertheilt, ſo hat er die Angabe zu enthalten, daß er 
an die Stelle des bisherigen Briefes tritt. 

Vermerke, die nach den $$. 1140, 1145, 1157 des Bürgerlichen ۰ 
buchs für das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem Gläubiger 
in Betracht kommen, ſind auf den neuen Brief zu übertragen. 

Die Ertheilung des Briefes iſt im Grundbuche zu vermerken. 


$. 69. 


Wird eine Hypothek gelöfcht, fo iſt der Brief unbrauchbar zu machen; das 
Gleiche gilt, wenn die Ertheilung des Briefes über eine Hypothek nachträglich 
ausgeſchloſſen oder an Stelle des bisherigen Briefes ein neuer Hypothekenbrief, 
ein Grundſchuldbrief oder ein Rentenſchuldbrief ertheilt wird. Eine mit dem bis⸗ 
herigen Briefe verbundene Schuldurkunde iſt abzutrennen und, ſofern ſie nicht 
mit dem neuen Hypothekenbriefe zu verbinden iſt, zurückzugeben. 


$. 70. 


Die Vorſchriften der $$. 56 bis 69 finden auf den Grundſchuldbrief und 
den Rentenſchuldbrief entſprechende Anwendung. Der Rentenſchuldbrief muß auch 
die Ablöſungsſumme angeben. 

Iſt eine für den Inhaber des Briefes eingetragene Grundſchuld oder 
e in Theile zerlegt, ſo iſt über jeden Theil ein beſonderer Brief her⸗ 
zuſtellen. 
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Vierter Abſchnitt. 
Beſchwerde. 


$. 71. 
Gegen die Entſcheidungen des Grundbuchamts findet das Rechtsmittel der 
Beſchwerde ſtatt. 
Die Beſchwerde gegen eine Eintragung iſt unzuläſſig. Im Wege der 
Beſchwerde kann jedoch verlangt werden, daß das Grundbuchamt angewieſen 
wird, nach §. 54 einen Widerſpruch einzutragen oder eine Löſchung vorzunehmen. 


F. 725 

Ueber die Beſchwerde entſcheidet das Landgericht, in deſſen Bezirke das 
Grundbuchamt ſeinen Sitz hat. 

Sea 

Die Beſchwerde kann bei dem Grundbuchamt oder bei dem Beſchwerdegericht 
eingelegt werden. 

Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder durch 
Erklärung zum Protokolle des Grundbuchamts oder des Gerichtsſchreibers des 
Beſchwerdegerichts. 

$. 74. 
Die Beſchwerde kann auf neue Thatſachen und Beweiſe geſtützt werden. 


F. 75. 

Erachtet das Grundbuchamt die Beſchwerde für begründet, ſo hat es ihr 
abzuhelfen. 

§. 76. 

Das Beſchwerdegericht kann vor der Entſcheidung durch eine einſtweilige 
Anordnung dem Grundbuchamt aufgeben, eine Vormerkung oder einen Wider⸗ 
ſpruch einzutragen. 

Die Vormerkung oder der Widerſpruch wird von Amtswegen gelöſcht, 
wenn die Beſchwerde zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. 


922 

Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt mit Gründen zu verſehen und 

dem Beſchwerdeführer mitzutheilen. 
$. 78. 

Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt das Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde zuläſſig, wenn die Entſcheidung auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruht. Die Vorſchriften der §§. 512 513, 524, 526 der Civilprozeß⸗ 
ordnung finden entſprechende Anwendung. 
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§. 79. 

Ueber die weitere Beſchwerde entſcheidet das Oberlandesgericht. 

Will das Oberlandesgericht bei der Auslegung einer das Grundbuchrecht 
betreffenden reichsgeſetzlichen Vorſchrift von der auf weitere Beſchwerde ergangenen 
Entſcheidung eines anderen Oberlandesgerichts, falls aber über die Rechtsfrage 
bereits eine Entſcheidung des Reichsgerichts ergangen iſt, von dieſer abweichen, 
ſo hat es die weitere Beſchwerde unter Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung dem 
Reichsgerichte vorzulegen. Der Beſchluß über die Vorlegung iſt dem Beſchwerde⸗ 
führer mitzutheilen. 

In den Fällen des Abſ. 2 entſcheidet über die weitere Beſchwerde das 
Reichsgericht. 

F. 80. 


Die weitere Beſchwerde kann bei dem Grundbuchamte, dem Landgericht 
oder bei dem Oberlandesgericht eingelegt werden. Erfolgt die Einlegung durch 
Einreichung einer Beſchwerdeſchrift, ſo muß dieſe von einem Rechtsanwalt unter⸗ 
zeichnet ſein. Der Zuziehung eines Rechtsanwalts bedarf es nicht, wenn die 
Beſchwerde von einer Behörde oder von dem Notar eingelegt wird, der nach 
٩ 15 den Eintragungsantrag geſtellt hat. 

Das Grundbuchamt und das Landgericht ſind nicht befugt, der weiteren 
Beſchwerde abzuhelfen. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften über die Beſchwerde entſprechende 
Anwendung. 

§. 81. 


Die Entſcheidungen über Beſchwerden erfolgen bei den Landgerichten durch 
eine Civilkammer, bei den Oberlandesgerichten und dem Reichsgerichte durch einen 
Civilſenat. 

Die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Ausſchließung und Ab⸗ 
lehnung der Gerichtsperſonen ſowie die Vorſchriften des $. 137 des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes finden entſprechende Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 82. 

Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es die Anlegung des Grundbuchs betrifft, gleich⸗ 
zeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch, im Uebrigen für jeden Grundbuchbezirk 
mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. 

Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche finden entſprechende Anwendung. 


Soweit im Einführungsgeſetze zum Bürgerlichen Geſetzbuche zu Gunſten 
der Landesgeſetze Vorbehalte gemacht find, gelten fie auch für die Vorſchriften 
der Landesgeſetze über das Grundbuchweſen, den Landesgeſetzen ſtehen nach Maß⸗ 
gabe der Artikel 57, 58 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
die Hausverfaſſungen gleich. 

$. 84. 


Die Vorſchriften der §§. 7, 20 und des $. 22 Abſ. 2 über das Erbbau⸗ 
recht ſowie die Vorſchrift des $. 50 finden auf die in den Artikeln 63, 68 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche bezeichneten Rechte entſprechende 
Anwendung. 

F. 85. 


Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß für gewiſſe 
Gattungen von Grundſtücken beſondere nicht für Bezirke eingerichtete Grundbücher 
geführt werden. 7 

$. 86. 


Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß die Vor⸗ 
ſchrift des §. 4 auch dann Anwendung findet, wenn mehrere Grundſtücke desſelben 
Eigenthümers in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter belegen ſind. 


F. 87. 

Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden daß ein bisher 
geführtes Buch oder mehrere bisher geführte Bücher für ſich allein oder zuſammen 
mit einem neuen Buche oder mehreren neuen Büchern als Grundbuch gelten 
ſollen. Die Beſtimmung kann auch dann getroffen werden, wenn für Grund: 
ſtücke, die nicht denſelben Eigenthümer haben, ein gemeinſchaftliches Blatt befteht; 
die Vorſchrift des $. 4 findet entsprechende Anwendung. 


۱ $. 88. 

Werden nach $. 87 mehrere Bücher geführt, fo muß jedes Grundſtück in 
einem der Bücher eine beſondere Stelle haben. An dieſer Stelle iſt auf die in 
den anderen Büchern befindlichen Eintragungen zu verweiſen. Die Stelle des 
Hauptbuchs und die Stellen, auf welche verwieſen wird, gelten zuſammen als 
das Grundbuchblatt. 

§. 89. 
Sind in einem Buche, das zufolge landesherrlicher Verordnung als 
Grundbuch gilt, die Grundſtücke nicht nach Maßgabe des F. 2 Abf. 2 bezeichnet, 
ſo iſt dieſe Bezeichnung von Amtswegen zu bewirken. 


m ر‎ 


$. 90. 


Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß die Grund» 
ſtücke des Fiskus oder gewiſſer juriſtiſcher Perſonen, die öffentlichen Wege und 
Gewäſſer ſowie ſolche Grundſtücke, welche einem dem öffentlichen Verkehre dienenden 
Bahnunternehmen gewidmet ſind, nur auf Antrag ein Grundbuchblatt erhalten. 
Das Gleiche gilt von den Grundſtücken eines Landesherrn und den Grundſtücken, 
welche zum Hausgut oder Familiengut einer landesherrlichen Familie, der Fürſt⸗ 
lichen Familie Hohenzollern oder der Familie des vormaligen Hannoverſchen 
Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürſtenhauſes gehören. 

Steht demjenigen, welcher nach Abſ. 1 von der Verpflichtung zur Cine 
tragung befreit iſt, das Eigenthum an einem Grundſtücke zu, über das ein Blatt 
geführt wird, oder erwirbt er ein ſolches Grundſtück, ſo iſt auf ſeinen Antrag 
das Grundſtück aus dem Grundbuch auszuſcheiden, wenn eine Eintragung, von 
welcher das Recht des Eigenthümers betroffen wird, nicht vorhanden iſt. 


F. 91. 

Das Verfahren zum Zwecke der Eintragung von Grundſtücken, die bei 
der Anlegung des Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten haben, wird durch landes⸗ 
herrliche Verordnung beſtimmt. 

SM: 

Das Verfahren zum Zwecke der Wiederherſtellung eines ganz oder theil⸗ 
weiſe zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbuchs wird durch landesherrliche 
Verordnung beſtimmt. Die Verordnung kann auch darüber Beſtimmung treffen, 
in welcher Weiſe bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs die zu einer Rechts⸗ 
änderung erforderliche Eintragung erſetzt werden ſoll. 


$. 93. 


Die Landesjuſtizverwaltung kann anordnen, daß die Einſicht des Grund⸗ 
buchs und der im F. 11 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Schriftſtücke in weiterem Um⸗ 
fange geſtattet und die Ertheilung von Abſchriften in weiterem Umfange zuläſſig 
fein fol, als es im ٩. 11 vorgeſchrieben iſt. 


§. 94. 


Die Landesjuſtizverwaltung kann anordnen, daß Grundakten gehalten 
werden, und, unbeſchadet der Vorſchriften des $. 11, auch Anordnungen über 
die Einſicht der Grundakten und über die Ertheilung von Abſchriften treffen. 


$. 95. 


Die Landesjuſtizverwaltung kann anordnen, daß, wenn eine der im F. 9 
Abſ. 1 bezeichneten Urkunden in anderen Akten der das Grundbuch führenden 
Neichs⸗Geſetbl. 1897. 31 
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۳۹ 


Behörde enthalten ift, ſtatt einer beglaubigten Abſchrift der Urkunde eine Ver— 
weiſung auf die anderen Akten genügt. 


$. 96. 


Durch die Landesjuſtizverwaltung kann darüber Beſtimmung getroffen 
werden, inwieweit für die Fälle, in denen ein Theil eines Grundſtücks von dieſem 
abgeſchrieben oder ohne Abſchreibung mit einer Dienſtbarkeit oder einer Reallaſt 
belaſtet werden ſoll, die Eintragung von einer Aenderung des amtlichen Bers 
zeichniſſes der Grundſtücke oder von der Beibringung einer die Lage und die 
Grenzen des Grundſtückstheils darſtellenden Karte abhängig ſein ſoll. 


$. 97. 


Durch die Landesjuſtizverwaltung kann angeordnet werden, daß der im 
§. 57 bezeichnete Auszug aus dem Grundbuche noch andere als die dort vor: 
geſchriebenen Angaben über das Grundſtück enthalten und daß, wenn ſich der 
Betrag der Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld mindert, auf dem Briefe 
durch einen Vermerk erſichtlich gemacht werden ſoll, für welchen Betrag das 
Recht noch beſteht. 


§. 98. 


Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß das Grundbuchamt die 
Erklärung der Auflaſſung nur entgegennehmen ſoll, wenn die nach F. 313 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche Urkunde vorgelegt wird. 


so 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß die Vorſchriften der $$. 37, 38 
entſprechende Anwendung finden, wenn bei einem zum Nachlaß oder zu dem 
Geſammtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder einer fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft gehörenden Grundſtück oder Erbbaurecht einer von den Betheiligten als 
Eigenthümer oder Erbbauberechtigter eingetragen werden ſoll. 


F. 100. 


Durch die Geſetzgebung eines Bundesſtaats, in welchem die Amtsgerichte 
nicht zugleich Grundbuchämter ſind, kann beſtimmt werden, daß die Abänderung 
einer Entſcheidung des Grundbuchamts bei dem Amtsgerichte nachzuſuchen iſt, in 
deſſen Bezirke das Grundbuchamt ſeinen Sitz hat. In dieſem Falle finden auf 
das Verfahren die Vorſchriften des ٩۰ 71 Abſ. 2 und der §§. 73 bis 77 ent 
ſprechende Anwendung. 

Die Beſchwerde findet gegen die Entſcheidung des Aintsgerichts ſtatt. 
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۳ 0 
Durch Landesgeſetz kann dem im F. 100 bezeichneten Amtsgerichte die Be⸗ 
fugniß ertheilt werden, von Amtswegen das Grundbuchamt zu einer nach F. 54 
zuläſſigen Eintragung anzuhalten. 
Gegen die Anordnung des Amtsgerichts findet Beſchwerde nach Maßgabe 
der Vorſchriften des vierten Abſchnitts ſtatt. 


§. 102. 

Durch die Geſetzgebung eines Bundesſtaats, in welchem mehrere Ober⸗ 
landesgerichte errichtet ſind, kann die Entſcheidung über das Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde einem der mehreren Oberlandesgerichte oder an Stelle eines 
ſolchen Oberlandesgerichts dem oberſten Landesgerichte zugewieſen werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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